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tes dürfen sie dort nur drei Monate ver-
bleiben, müssen dann spätestens in den 
Kommunen untergebracht sein. 

In Leipzig sind wir darauf nicht vorberei-
tet. Im letzten Winter wurden kurzerhand 
im Haus 1 der Torgauer Straße Bereiche 
gemalert und mit neuen Türen ausgestat-
tet. Diesen Sommer sollte der Rest folgen, 
doch nach dem Tod eines jungen Asyl-
bewerbers stoppte der OBM alle Pläne 
für die Torgauer Straße. Sie soll endlich 
schließen. Freilich muss die Torgauer Stra-
ße aufgelöst werden. Dazu hat der Stadtrat 
auf unsere Initiative hin, als grundsätzli-
ches Ziel dezentrales Wohnen und kleine 
Gemeinschaftsunterbringungen beschlos-
sen. In Erwartung von mehr Flüchtlingen 

Die Stadt wird von Angst und Fremden-
feindlichkeit ergriffen. Wo sind sie, die 
Weltoffenheit, die Neugierde, die Soli-
darität?  

Asylsuchende, Moscheebau, interkulturel-
ler Kindergarten - der Herbst ist von die-
sen Themen bestimmt. „Besorgte Bürger“ 
geben den Ton an, sie wollen sich abgren-
zen von Menschen, die unsere Hilfe brau-
chen, ihre Religion ausüben oder einen 
Kindergarten betreiben wollen.  

Seit drei Jahren steigen die Zahlen bei den 
Asylbegehren. Nach Leipzig kommen zu-
sätzlich 70 %. Die Asylsuchenden kom-
men aus der Erstaufnahme in Chemnitz 
zu uns. Nach der Vorschrift des Freistaa-
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wurde damals schon ein Gästehaus in der 
Weißdornstraße vorgeschlagen – der OBM 
kippte den Vorschlag nach Protesten in 
Grünau aus der Vorlage. 

Das Sozialamt dreht sich wie im Hamster-
rad, macht immer wieder neue Vorschlä-
ge. Nach Kräften wird an der Umsetzung 
des Konzeptes gearbeitet, allein, es gibt 
zu wenige geeignete Wohnungen und die 

Willkommen in Leipzig?
von Katharina Krefft 

Warum eine stabile Absicherung im 
Jugendhilfebereich so enorm wichtig 
ist und zu welchen Aktivitäten wir 
hier immer wieder  gefordert sind, 

betrachtet Annette Körner  
auf Seite 9

Warum der lange überfällige  
„Lärmaktionsplan“ viele gute  

Vorschläge enthält, aber letztendlich 
 doch nur als Plan nichts bewegen 

 wird, beschreibt Bert Sander (WVL) 
 auf Seite 10

Warum das Thema Sicherheit nicht 
auf Kriminalität, Ordnung und 

 Sauberkeit beschränkt werden darf 
und wie uns das Thema moralisch 
alle angeht, erörtert Norman Volger 

 auf Seite 11 



soll kein unscheinbares Hinterhaus wer-
den, sondern ein erkennbarer Ort des isla-
mischen Glaubens. Die Offenheit versucht 
man der Gemeinde abzusprechen. Und 
doch steht das Recht auf ihrer Seite und 
wir können uns auf eine Bereicherung der 
Magistrale Georg-Schumann-Straße freu-
en. Welche Impulse ein solcher Kulturbau 
für eine Quartier setzt, konnte ich in den 
Ferien in Köln und Amsterdam erleben! 

Ob in der Wurzener Straße eine inter-
kulturelle Kita aufleben darf? In bisher 
ungekannter Migrantenselbstorganisati-
on wurde diese konzeptioniert und ge-
plant. Es gibt dafür ein Grundstück, einen 
Bauträger und die Aufnahme in die Kita-
Bedarfsplanung, die heiligen Hallen der 
Jugendhilfe. 

Wie schaffen es die Vertreterinnen und 
Vertreter der Jugendhilfe und der Lin-
ken, die Migranten und Migrantinnen 
aus dem „Sächsischen Bildungszentrum“ 
raus zu halten? Bei der bekannten Un-
terversorgung mit Betreuungsplätzen 
zieht das Argument „Bedarf“ schon mal 

nicht. So schwingt die schwere Keule. 
Der Verein sei unterwandert, islamisiert. 
Unausgesprochen ist die Unterstellung: 
Gefährdung des Kindeswohls. Die Kinder, 
leichte Beute, würden einer Weltanschau-
ung ausgesetzt, mental vereinnahmt, 
„umgedreht“. Ein unglaublicher Vorwurf, 
zumal er in vollständiger Unkenntnis des 
Vereins konstruiert wird. Dieser entstand 
durch Migrantinnen und Migranten türki-
scher Herkunft, die wie viele Menschen 
aus Leipzig vor ihnen eine zutiefst bürger-
liche Haltung haben, sie wollen ihr Geld 
in die Bildung ihrer Kinder investieren. 
Migranten werden zu Bürgern – das ist 
Integration!

Leipzig wächst. Es wächst vom Umland 
her – kommt daher der konservative Geist?  

Und es wächst aus dem Ausland. Leipzig 
wird bunter, davon haben wir jahrelang 
geträumt, dafür wurde Wirtschafts- und 
Familienpolitik gemacht. Jetzt dürfen wir 
sie zeigen, unsere Offenheit, unsere Neu-
gierde, unsere Solidarität: Die Neuen will-
kommen heißen. 
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kleinen Standorte sind nicht fertig. Jetzt 
kommen 50 Menschen pro Woche und 
brauchen ein Dach über dem Kopf! Eine 
Pension wurde angemietet – damit sind 
40 Personen versorgt. Für die weiteren 
fand die Stadt eine leerstehende Schule. 
Dort regen sich die Bürgerinnen und Bür-
ger. Es hatte keine Information gegeben, 
keine Diskussion. Das ist in der Tat ein 
Versäumnis, aber kein Grund für Mahn-
wachen und Demonstrationen dagegen. 
Die Schule wird definitiv bis April 2014 
genutzt, dann muss sie für ein Gymna-
sium frei werden. Sie verschafft uns den 
Raum für eine kurzfristige Lösung, da-
mit an den langfristigen weitergearbei-
tet werden kann. Denn das Ziel ist klar: 
menschenwürdige Unterbringung in der 
Nachbarschaft, keine anonyme Massen-
unterkunft. 

In der Nachbarschaft soll eine Moschee 
gebaut werden. Über die Kirche in Nach-
barschaft des Neuen Ratshauses gab es 
keine Diskussion. Dabei machen die Ka-
tholiken zarte 4 % der Leipziger Bevölke-
rung aus. Die neue Moschee in Leipzig 

die kommunalen Möglichkeiten zur Re-
duzierung der hohen Schulabbruchra-
te untersucht und Lücken im Angebot 
benannt werden. Außerdem unterstützt 
der Stadtrat die ergänzende Umsetzung 
des Leipziger Patenschaftsmodells. Hier-
zu soll die Projektkoordination im Rah-
men einer Pilotphase 2013/2014 einem 
fachkundigen Träger übertragen wer-
den.

Grünen-Initiative zum Kita-Platz-Portal 
www.meinkitaplatz-leipzig.de erfolg-
reich: Die Eltern bekommen nun die 
Möglichkeit, u. a. ihren Kinderbetreu-
ungsbedarf bezogen auf eine bestimmte 
Zeit und konkrete Einrichtungen über 
www.meinkitaplatz-leipzig.de anzumel-
den. Die Bedarfsanmeldungen werden 
anonymisiert und zusammengefasst 
als wesentliche Grundlage für die zu-
künftige Kita-Bedarfsplanung verwen-

Schulsozialarbeit gibt es an 43 Schulen 
in Leipzig, an allen Förder- und Ober-
schulen, an zwölf Grundschulen und an 
der Nachbarschaftsschule. Dieses wur-
de auch dank des Bildungs- und Teilha-
be-(BuT-)Paketes des Bundes möglich. 
Schulsozialarbeit leistet im und für den 
Schulalltag professionelle Arbeit, bietet 
Kurse und ist Anlaufstelle für Kinder 
und Eltern und entlastet die Lehrer-
schaft deutlich. Zehn Stellen, die bislang 
über das BuT-Paket finanziert wurden, 
standen Ende 2013 vor dem Aus. Wir 
und die SPD konnten mit Anträgen 
erreichen, dass diese Stellen in Freier 
Trägerschaft bestehen bleiben. Eine im-
mense Unterstützungskampagne mach-
te die hohe Wertschätzung der Schulen 
für die Arbeit ihrer Schulsozialarbeite-
rinnen und -arbeiter deutlich und trug 
zum Erfolg bei.

Der Stadtrat hat auf unsere Initiative 
hin beschlossen, zusätzliche Angebote 
für schulmüde Jugendliche zu schaf-
fen. Die Angebote „Kompetenzagentur“ 
und „2. Chance“ mit den Zielgruppen 
„Schulmüde“, „Schulabbrecher“ oder 
„ohne Ausbildungsplatz“ sollen weiter-
geführt werden. Des Weiteren sollen 

det. KIVAN 2.0 wird keine zusätzlichen 
Plätze schaffen, aber die Reservierung 
und Vergabe transparenter und nutzer-
freundlicher gestalten.

Der Beschluss zum Dialogforum Flug-
hafen Leipzig-Halle aus dem Jahr 2008 
wurde geändert. Der OBM wird dem-
nach beauftragt, auf die alsbaldige Ein-
richtung bzw. Neukonstituierung des 
Forums Flughafen Leipzig-Halle (FFL) 
als Dialogforum hinzuwirken. Das FFL 
soll auch als Plattform zur frühzeitigen 
Information zur Entwicklung und zum 
Betrieb des Flughafens Leipzig-Halle die-
nen. Das FFL möge sich des Weiteren 
dabei eines Expertengremiums bedie-
nen, welches die Ergebnisse bzw. Mei-
nungsbilder des FFL aufnehmen soll, 
um diese fachlich untermauert an die 
Entscheidungsgremien zur Beschluss-
fassung weiterzugeben. Neben Fach-
leuten kann das Gremium bisher noch 
nicht beteiligte Interessengruppen ein-
beziehen. 

Die FDP-Fraktion begehrte eine Ände-
rung des Grundzusatzbeschlusses „Pas-
sivhausstandard für stadteigene und 
städtisch genutzte Gebäude“ aus dem 
Jahre 2008. Denn nach Auffassung der 
Liberalen ist der Bau im Passivhausstan-
dard abzulehnen, wenn er sich nach  

Neues aus dem Stadtrat



einer feuchten Wiese und verlieren mehr 
und mehr an Qualität. Der Verein denkt 
bereits intensiv darüber nach, wie die Ge-
räte alternativ verbaut werden können 
und sucht dazu nach neuen Partnern. 
Wenn das AfJFB hier keine schnelle Lö-
sung findet, werden die Leidtragenden 
die Grundschülerinnen und Grundschüler 
sein, die den größten Bedarf haben – das 
kann keiner wollen.

 zehn Jahren nicht rentiert. Bereits 
heute wird im Passivhausstandard nur 
in Abhängigkeit von der Wirtschaft-
lichkeit und der nutzungsspezifischen 
Eignung des Gebäudes gebaut. Dabei 
orientiert sich die Wirtschaftlichkeit im-
mer an der Lebensdauer der Bauteile, 
d.  h. im Einzelnen bei baulichen An-
lagen nach 40 Jahren, bei technischen 
Anlagen nach 20 Jahren und im Durch-
schnitt nach 30 Jahren. Zehn Jahre, wie 
im Antrag  der FDP gefordert, ist nicht 
praktikabel und betriebswirtschaftlich 
für die vorgenannte Aufgabe nicht an-
wendbar und wurde vom Stadtrat ab-
gelehnt. 

Die Schülerpauschale für Lernmittel 
wird erhöht. Ab dem Jahr 2014 sollen 
pro Jahr 65 € für Schülerinnen der Klas-
sen 1 bis 4, 75 € für Schüler der Klassen 
5 bis 10 (Sekundarstufe) und 80 € für 
diejenigen der Klassen 11 und 12 (Ober-
stufe) zur Verfügung stehen. Die Lern-
mittelfreiheit umfasst seitdem nicht nur 

Schulbücher, sondern auch Arbeitshefte 
und Kopien. Dies war durch eine Grund-
satzentscheidung des sächsischen Ober-
verwaltungsgerichtes in Bautzen erklärt 
worden. Damit wurden die Kommunen 
vor ein deutliches finanzielles Problem 
gestellt, denn der Freistaat erstattet die 
Kosten hierfür nur anteilig. Die Stadt 
Leipzig hatte 2013 zu geringe Summen 
an die Schulen ausgezahlt, weshalb sich 
unsere Fraktion gemeinsam mit denen 
der SPD und der Linken gezwungen 
sahen, während des Jahres mit einem 
Antrag den Schulen mehr Mittel zur 
Verfügung zu stellen.

Während der Sanierungsstau an Leip-
ziger Schulen schrittweise abgebaut 
und die dringendsten Sanierungen und 
Brandschutzmaßnahmen eingeleitet 
wurden, blieb bislang ein anderer Be-
reich vollkommen außerhalb der Be-
trachtung: Immer mehr Spielgeräte auf 
den Leipziger Schulhöfen verfallen und 
müssen abgebaut werden, z. B. weil 
Balken morsch wurden und das Geld 
für einen Austausch oder eine Ersatzbe-
schaffung schlichtweg seit Jahren fehlt.

Dies stellt ein mittlerweile verschärftes 
Problem vor allem für die Grundschulen 
dar, in denen naturgemäß ein Großteil 
der Spielanlagen stehen. Statt an dieser 
Stelle zu handeln, verweist die Verwal-
tung auf unklare Zuständigkeiten zwi-
schen dem Amt für Jugend, Familie und 
Bildung (AfJFB) und dem Amt für Gebäu-
demanagement, obwohl es seit Jahren 
eine klare organisatorische und haushal-
terische Trennung von Spielplätzen im öf-
fentlichen Raum und auf Schulhöfen gibt. 
Das Sozialdezernat scheint sich hier sei-
ner Verantwortung nicht bewusst zu sein.

Wir können dies nicht weiter sehen-
den Auges hinnehmen, sondern müssen 
hier dringend für einen Investitionsschub 
sorgen. Gerade an Grundschulen haben 
Spielgeräte für die Pausengestaltung ei-
nen großen Wert, sie fördern Bewegung, 
Geschick und Ausdauer als Ausgleich 
zu den vorwiegend immobilen Lernzei-
ten im Schulalltag. Wir setzen uns da-
her mit einem Haushaltsantrag für ein 
mehrjähriges Investitionsprogramm zur 

Ersatzbeschaffung und Entwicklung von 
Spielgeräten auf Schulflächen ein. Durch 
dieses Programm sollen zunächst für 
2014 1000 € Investitionsmittel zur Ver-
fügung gestellt werden. Für die weiteren 
Jahre ist die Verwaltung zudem aufgefor-
dert, den jährlichen finanziellen Bedarf 
zu ermitteln und im Haushalt der Stadt 
zur Verfügung zu stellen. Dass es in die-
sem Bereich einen großen Sanierungs- 
und Investitionsstau gibt, ist klar, jedoch 
aufgrund der mangelhaften Sorgfalt der 

Verwaltung in diesem Bereich 
bislang nicht bezifferbar.

Ein aktuelles Beispiel stellt der 
Schulhof der 120. Grundschule 
dar. Durch die laufende umfang-
reiche Sanierung im Bereich 
des Brandschutzes und der an-
schließend geplanten energe-
tischen Sanierung steht den 
Grundschülerinnen und -schü-
lern für lange Zeit nur ein Teil 
des Schulhofes zur Verfügung. 
Die Schaukel auf diesem Hof 
musste bereits im vergangenen 
Jahr abgebaut werden, weil die 
Sicherheit nicht mehr gewähr-
leistet werden konnte, eine 
Sanierung der Holzbalken, ob-
wohl dies doch einen finan-
ziell überschaubaren Rahmen 

bedeutet, fand nicht statt. 

Im Mai stellte der Verein Unbeschwert 
e. V. dann zur Freude der Schulleitung 
der 120. Schule mehrere Holzbänke und 
ein Piratenschiff zur Verfügung, welches 
er vor drei Jahren durch seine Auszeich-
nung im Rahmen des Familienfreundlich-
keitspreises erwarb. Durch den Umzug 
des Vereinsspielplatzes an einen neuen 
Standort, an dem eben nicht alle Spielge-
räte Platz fanden, wurden frühzeitig Kon-
takte zur Schule und dem AfJFB geknüpft. 
Die betreffenden Geräte wurden an al-
ter Stelle abgebaut und auf einer Wiese 
der Schule zwischengelagert. Passiert ist 
dann jedoch nichts, weil die Stadt auf-
grund der zwischenzeitlich auferlegten 
Haushaltssperre keinerlei Geld mehr aus-
reichen konnte. 

Während unsere anderen ehemaligen 
Vereinsspielanlagen an der Bismarckstra-
ße von der Stadt neu errichtet wurden 
und regelmäßig gepflegt werden, liegen 
die anderen Holzgeräte nun nutzlos auf 

Mehr Geld für schulische  
Spielplätze! von Michael Schmidt



ren arbeiten. Fazit: Hätte die Stadt es 
privat machen lassen, wäre es schneller 
und besser und wahrscheinlich auch noch 
billiger geworden.

So befindet sich die Webpräsenz, die ins-
gesamt durch ein fades langweiliges Er-
scheinungsbild „besticht“, auf dem Niveau 
von vor drei Jahren. Völlig willkürlich 
„ploppen“ einen irgendwelche Bilder an, 
die noch nicht mal den thematisch schön 
gegliederten Überschriften zuorden-
bar sind. Auch kann man – interessiert 
man sich dann doch für ein Thema – 
es nicht mal per Maus festhalten. Nicht 
anpassungsfähig an mobile Endgeräte (ja, 
so was gibt’s auch noch …), hat sie zu-
mindest in das Menüchaos der Vergan-
genheit etwas Ordnung gebracht. In klar 
abgegrenzten Menüpunkten finden sich 

die meisten wichtigen Unter-
seiten auf einen Blick. Lesbar 
allerdings nur in Deutsch und 
Englisch, was keinem interna-

tionalem Niveau entspricht.

Und sogar die Ratsarbeit kommt nicht 
erst, wie bisher, auf der dritten Ebene. 
Es fehlen immer noch wichtige Untersei-
ten wie z. B. der beliebte Spielplatzfüh-
rer. Den von uns durchgesetzten Auftrag, 
endlich die Möglichkeit für e-Petitionen 
zu schaffen (inklusive Mitzeichnung und 
kontrollierter Kommentierung), hat man 
schlichtweg ignoriert.
Auch ist man bei der Behindertenfreund-
lichkeit auf halber Strecke stehen ge-
blieben. Untergründe, Schriften, Farben 
– alles nicht veränderbar. Schriftgrößen 
allein machen eine Seite noch nicht be-
hindertenfreundlich. Für Blinde ist sie gar 
nicht nutzbar.
Insgesamt alles kurz vor einem „ungenü-
gend“ - wie die gesamte IT-Strategie der 
Stadt!

Bereits 2011 hat der Stadtrat die Erarbei-
tung einer IT- und E-Governmentstrate-
gie für die Stadtverwaltung Leipzig 
beschlossen. Im September bekam der 
Stadtrat den Zwischenbericht zur Infor-
mation vorgelegt. Im Oktober fand nun 
der lange überfällige Relaunch der städ-
tischen Webseite statt. Mehr als „Haus-
mannskost“ ist das alles allerdings nicht 
geworden …

Die Stadt Leipzig arbeitet nicht an mehr, 
als was in anderen Städten schon längst 
umgesetzt ist. Wir sind mit diesem Zwi-
schenstand keinesfalls zufrieden. Zwar 
kommt nun unter der grünen Baubürger-
meisterin Dorothee Dubrau endlich der 
seit drei Jahren überfällige „Baubürgerser-
vice“, aber ein Mehr, ein breites Angebot 
an „e-government“, bleibt ein vages Ziel. 
Schwerpunktthemen wie Open Data/
Open Government, eAkte, eArchivierung, 
eLangzeitspeicherung, eZahlungsverkehr, 
zentrales Beschwerdemanagement, die an 
anderen Orten längst gängige Praxis sind, 
bleiben unklar.

Etwa die Hälfte der Aufgaben der Stadt-
verwaltung könnte einem Bericht der 
Stadt zufolge zurzeit digital durchgeführt 
werden bzw. benötigt nur noch eine tech-
nische Einrichtung. Hierzu zählen z. B. 
die Anzeige von Personenstandsfällen, 
die Um- und Abmeldung von Fahrzeugen 
(lt. Bundesgesetzgebung müssten dennoch 
weiterhin Originaldokumente vorgelegt 
werden), die Anträge auf Hilfe zur Pflege 
(dem steht aber der teilweise bestehende 
persönliche Beratungsbedarf der Klienten 
entgegen).
Die sogenannte Strategie erschöpft sich 
im Aufzeigen von Möglichkeiten, nicht 
in nachvollziehbaren, auch zeitlich und 
finanziell untersetzten, konkreten Pla-
nungsaussagen. 

Weitere aufgezeigte Möglichkeiten und 
umsetzbare Maßnahmen sind u. a. der 
Auf- und Ausbau einer Geoinfrastruktur, 
die schrittweise Einführung einer elek-
tronischen Vorgangsbearbeitung „Son-
dernutzungssatzung“. Damit könnten auf 
elektronischem Weg Antragstellung, Be-
scheid und Bezahlung erledigt werden. 
Die Anmeldung eines Hundes, der Einsatz 
von ThinClients (Computerterminals mit 
abgespeckten Betriebssystemen) in städ-

tischen Bibliotheken, die Umstellung von 
der mit erheblichen Gebühren behafte-
ten Anwendung Microsoft Office auf die 
kostenlose Anwendung Open Office – al-
les noch ungenühgend. Als gutes Beispiel 
kann die Beantragung der Briefwahlunter-
lagen genannt werden, die sehr gut funk-
tioniert.
Social Networks kommen in dieser Stra-
tegie nicht mal vor. Vogelwild, ohne kla-
re Ziel- und Vorgehensstrategie, nutzt 

jeder Verwaltungsbereich, der sich mal 
eben dazu berufen fühlt, die Social Net-
works nach eigenem Gutdünken. Ein gut 
und klug durchdachtes und auf die Gren-
zen und Möglichkeiten einer öffentlichen 
Verwaltung abgestimmtes Nutzungskon-
zept, der planmäßige Einsatz und eine 
berechenbare Informationspolitik sehen 
anders aus.
Für die Überarbeitung des städtischen 
Webauftritts wurden drei zusätzliche Stel-
len geschaffen, die nunmehr seit drei Jah-
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Aufgrund eines FDP-Antrages hat die 
Ratsversammlung soeben beschlos-
sen, zum nächstmöglichen Zeitpunkt 
die Übertragung ihrer Sitzungen via  
Live-Stream durch einen externen An-
bieter ohne Einbindung von Werbung 
zu ermöglichen. Die Leistung soll aus-
geschrieben werden. Dabei ist auf die 
Wahrung der allgemeinen Persönlich-
keitsrechte der Mitglieder des Stadtrat 
und der Mitarbeitenden der Verwaltung 
ist zu achten. Eine Live-Stream-Übertra-
gung in Eigenregie ist damit vom Tisch.

Neues aus dem Stadtrat

Website und E-Government-
strategie - nicht mehr als 
Hausmannskost! von Ingo Sasama

e-Government



derenorts (z. B. in München, Berlin und 
Köln) gibt es diese Regelung bereits. Ein 
Gerichtsurteil von Ansbach vom vergan-
genen Jahr begründet die Regelung mit 
der erhöhten Gefahrensituation. Schüle-
rinnen und Schüler verhalten sich häu-
fig unvernünftig, gutgemeinte Hol- und 
Bringdienste der Eltern gefährden die 
Kinder ebenso und rechtfertigen die Ge-
schwindigkeitsbegrenzung zudem.

Dies veranlasste uns, gemeinsam mit der 
SPD-Fraktion einen Antrag „Tempo 30 
vor Schulen, Kitas und Horten“ zu entwi-
ckeln, der diese Sicherheit auch in unse-
rer Stadt ermöglichen soll. Damit wollen 

wir auch mehrere Bürgerinitiativen in ih-
rem Anliegen unterstützen und ihnen ge-
recht werden, die in Miltitz, die in Gohlis 
und aktuell auch die zahlreicher Eltern 
in Gundorf, die eine Petition mit 376 Un-
terschriften eingereicht haben und uns 
zeigen, wie stark die Bürgerinnen und 
Bürger eine solche Regelung verlangen.

Unser Antrag wurde am 21. November in 
die Ausschüsse des Stadtrates zur Bera-
tung verwiesen. 

Zur selbigen Sitzung votierte der Stadt-
rat einstimmig für die Petition des Eltern-
rates von Kita, Hort und Grundschule in 
Gundorf. Lange hatten die Eltern für mehr 
Sicherheit gekämpft und sich z. B. an einer 
Plakataktion des VCD beteiligt. Hier hat 
sich wieder einmal gezeigt, dass sich bür-
gerschaftliches Engagement doch lohnt 
und es der richtige Weg war. Eine Petiti-
on ist also ein sehr wirksames Mittel, um 
den Bürgerwillen durchzusetzen!   

km/h sind es ca. 13 Meter, bei 50 km/h 
hingegen 28 Meter, oder anders: Wenn 
ein Auto, was mit 30 km/h fährt, steht, 
hat ein Auto was 50 km/h fährt, noch 
nicht einmal gebremst! 

Inwieweit man die Fahrerinnen und Fahrer 
eines Fahrzeuges an ein Tempo-30-Limit 
bindet, hängt selbstverständlich auch von 
Kontrollen ab. Wenn die Polizei an einer 
Stelle zwei, drei Mal mit einer Laserpis-
tole gestanden hat, wird man sich sehr 

wohl überlegen, ob man dort zukünftig 
noch zu schnell fährt. Denn das kostet 
Geld, und wenn es Geld kostet, tut es 
dem oder der normalen deutschen Durch-
schnittsbürger oder -bürgerin normaler-
weise weh!

Bisher gab es oftmals rechtliche Ein-
wände. In der Tat muss, um eine Ge-
schwindigkeitsbeschränkung anordnen 
zu können, eine Gefahrenlage bestehen, 
die zum einen auf besondere örtliche 
Verhältnisse zurückzuführen ist und die 
zum anderen das allgemeine Risiko einer 
Beeinträchtigung der in § 45 StVO ge-
schützten Rechtsgüter (hier insbesondere 
Leben und Gesundheit von Verkehrsteil-
nehmenden sowie öffentliches und pri-
vates Sacheigentum) erheblich übersteigt. 

Ein lobenswertes Beispiel ist die Stadt 
Nürnberg, wo es Tempo 30 vor Schulen 
bereits gibt, und die extra einen Flyer 
dazu herausgebracht hat. Doch auch an-

Geschwindigkeitsbeschränkungen vor 
Schulen und Kitas sind ein probates 
Mittel, um die Verkehrssicherheit für 
Kinder zu erhöhen. Gerade vor einer 
solchen Einrichtung sollten die Auto-
fahrenden sensibilisiert werden, lang-
samer zu fahren. 

Tempo 30 ist ein sehr gefühlsbetontes 
Thema. Die Akzeptanz hängt meist davon 
ab, wie man sich gerade bewegt, zu Fuß, 
per Rad oder Auto. Vor der eigenen Haus-

tür gern gesehen, aber woanders nicht 
akzeptiert – à la: freie Fahrt für freie Bür-
ger. Aber auch dort wohnen Menschen 
und spielen Kinder! 

Den Kritikerinnen und Kritikern, die mei-
nen, da hält sich doch sowieso keiner 
dran, sei gesagt: Es gibt Autofahrerinnen 
und Autofahrer, die immer vorschrifts-
mäßig fahren. Es gibt solche, die überall 
fahren, wie sie wollen, die erreicht man 
durch nichts, sie werden immer eine Ge-
fahr sein. Und es gibt Autofahrerinnen 
und Autofahrer, die – und da würde ich 
den größten Teil einordnen – immer 10 
bis 15 km/h mehr auf dem Tacho haben 
als erlaubt. Diese werden dann aber statt 
60 oder 65 km/h eben nur noch 40 bis 
45 km/h fahren und nach einer weite-
ren Sensibilisierung, vor allem vor Schu-
len, Kitas und Horten, dann auch wirklich 
nur noch 30 km/h fahren. Das macht viel 
aus, denn der Bremsweg ist bekannterma-
ßen länger, je schneller wir fahren. Bei 30 

Tempo 30 vor Schulen, Kitas und 
Horten ist sicherer! von Katja Rahnefeld
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Die Petition in Gundorf ist durch eine 
Gefahrensituation am Ende der Leipziger 
Straße in Böhlitz-Ehrenberg entstanden. 
Dies ist ein sehr stark befahrener Straßen-
zug. Die geringe Bebauung erweckt den 
Anschein, man wäre bereits außerorts. 
Fahrradfahrende weichen aus diesem 
Grund bereits auf den Fußweg aus, was 
eine weitere Gefahr für die zu Fuß ge-
henden Kinder darstellt. Mit dem aktuel-
len Beschluss wird die Tempobegrenzung 
auf 30 km/h nun von der Grundschu-
le Gundorf bis zu den 200 m entfernten 
Hort und Kita verlängert und ein Gelän-
der angebracht. Ein toller Erfolg!

Nun muss den Fraktionen der Grünen 
und der SPD mit ihrem Antrag nur noch 
gelingen, die Mehrheit des Rates zu über-
zeugen, damit diese Sicherheit noch für 
zahlreiche andere Schulen, Kitas und 
Horte bis Ende 2014 umgesetzt werden 
kann. Eine gute Sache wäre natürlich, 
wenn es pünktlich zum Schuljahresbe-

ginn 2014/2015 bei einem Großteil der 
Einrichtungen zur Einführung der Ge-
schwindigkeitsbegrenzung auf 30 km/h 
kommt, sofern nicht schon erfolgt! Von 
den Verkehrsteilnehmenden wünsche ich 
mir vor allem eine breite Akzeptanz für 
die Sicherheit der Schwächsten unter uns.

Ich werde dies sehr genau, aber nur noch 
aus der Ferne weiter verfolgen, da ich 
mich nach fast 14 Jahren spannender 
Fraktionsarbeit nun ganz still und lei-

Obgleich mich Leipziger Kommunalpo-
litik in ihrer ganzen Breite und Viel-
falt interessiert, liegen meine politischen 
Interessenschwerpunkte folglich im so-
zialpolitischen Bereich. Durch Studium, 
Auslandsaufenthalte und persönliche An-
liegen ist mir hier speziell das Thema 
Migration wichtig. Ich denke, dass es 
beispielsweise zu migrantischer Selbst-
bestimmung oder Asyl auf kommunaler 
Ebene im Hinblick auf Inklusion einigen 
Handlungsspielraum gibt. In Zeiten von 
weltweit zunehmenden Flüchtlingsströ-
men muss die Stadt Leipzig derzeit in ver-
stärktem Maße ihrer Aufgabe und Pflicht 
einer menschenwürdigen Unterbringung 
von Asylsuchenden gerecht werden. 

Ich freue mich darauf, gerade in die-
ser Zeit großer Herausforderungen aktiv 
an entsprechenden Entscheidungen einer 
Stadt, die sich „Toleranz“ auf die Fahnen 
geschrieben hat, teilzunehmen und diese 
mitgestalten zu können. Über das The-
menfeld Migrationspolitik hinaus liegt 
mir vor allem auch eine aktive Frauen- 
und Genderpolitik sowie demokratische 
Mitbestimmung (gerade auch junger Leu-
te) am Herzen.

Ich freue mich auf die Arbeit im Stadt-
rat und darauf – so gut mir möglich ist 
– auch in dieser bald endenden Amtszeit 
noch ein bisschen frischen Wind in den 
Stadtrat und unsere, die grüne Fraktion 
zu bringen.

Diana Ayeh –
unsere Neue  
im Stadtrat

Liebe Leser und Leserinnen
des Ratschlags, 
vor gut zwei Monaten erreichte mich 
überraschend die Nachricht, dass ich 
durch das Ausscheiden von Roland Ques-
ter in den Stadtrat nachrücke. Ich habe 
zu den Kommunalwahlen 2009 auf Platz 
drei der Liste des Leipziger Südens kan-
didiert, wo die Grünen damals das super 
Ergebnis von über 25 % aller abgegebe-

nen Stimmen erzielt haben. Da sich in 
den letzten Jahren mein Wohn- und Le-
bensort irgendwo zwischen Leipzig, Bor-
deaux und Lomé befand, möchte ich diese 
Gelegenheit nutzen, um mich persönlich 
sowie meine politischen Schwerpunkte 
und meine Motivation für das Stadtrat-
samt vorzustellen.

Mein Name ist Diana Ayeh, ich bin 25 
Jahre jung und ich befinde mich derzeit 
in den Endzügen meines Studiums der Af-
rikanistik und Politikwissenschaften an 
der Uni Leipzig. Ich war lange Zeit ak-
tives Mitglied der Grünen Jugend und 
des Kreisverbandes in Chemnitz, was ich 
mit der Aufnahme meines Studiums seit 
2007 in Leipzig fortgesetzt habe. Dort 
war ich u.a. zweite Geschäftsführerin des 
Kreisverbandes und Mitkoordinatorin des 
AK Demokratie und Zivilcourage. Zuletzt, 
im vergangenen Studienjahr, war ich bei 
den jeunes écologistes im französischen 
Bordeaux aktiv. Außerdem war es mir 
stets wichtig, mich auch außerhalb bünd-
nis-grüner Strukturen zivilgesellschaftlich 
einzubringen: Seit mehreren Jahren bin 
ich deshalb auch ein aktives Mitglied in 
verschiedenen Flüchtlingsinitiativen, bei 
„Leipzig nimmt Platz“ und in der AG Post-
kolonial von Engagierte Wissenschaft e. V. 
Ich kann mir gut vorstellen, dass diese 
Kontakte zu und Vernetzungen mit zahl-
reichen zivilgesellschaftlichen Aktiven die 
Fraktions- und Stadtratsarbeit bereichern 
können.

se aus der Fraktionsgeschäftsstelle ver-
abschiede. Schon ab 1. Dezember werde 
ich eine Tätigkeit an anderer Stelle auf-
genommen haben. Ich kehre nach vielen 
Jahren zurück in die Verwaltung und bin 
zukünftig im Amt für Jugend, Familie und 
Bildung tätig. Dort werde ich mich mei-
ner neuen Herausforderung als Sachge-
bietsleiterin Schulträgeraufgaben stellen, 
worauf ich mich sehr freue. 

Vor allem bei meiner Fraktion, aber auch 
bei Geschäftsstellen und Stadträtinnen 
und -räten der anderen Fraktionen, den 
Kolleginnen und Kollegen der Verwal-
tung, vor allem des Büros für Ratsangele-
genheiten, der städtischen Gesellschaften 
und bei den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern in Vereinen und Firmen möch-
te ich mich für die gute Zusammenarbeit 
bedanken. 

Es hat mir immer Spaß gemacht, mit Ih-
nen/euch zusammenzuarbeiten!



Seit meinem letzten (wütenden) Artikel 
über die Situation in Schleußig ist ei-
niges geschehen. Das jetzige Gefühl bei 
Verfassen dieser Zeilen ist mit „leicht 
nervös“ beschreibbar. Ich sähe gerne 
einen Kompromiss aller Beteiligten in 
Schleußig , weiß aber, dass es den nicht 
geben wird.

Als die neue Bürgermeisterin Dorothee 
Dubrau ihr Amt im September 2013 an-
trat, muss die wichtige Angelegenheit 
„Gehwegparken in Schleußig“ des Stadt-
bezirksbeirats Südwest wohl zuoberst auf 
ihrem Tisch gelegen haben. Nachdem der 
Stadtbezirksbeirat Südwest ein Jahr er-
folglos versucht hatte, die Verwaltung zu 
einer Stellungnahme zu bringen, hat die 
neue Bürgermeisterin sogleich die erwar-
teten und notwendigen Anweisungen ge-
troffen. Sie wurde dafür mit „Bastapolitik“ 
beschimpft. Ich hingegen  finde ihre Ent-
scheidungsfreude sympathisch. 

In Schleußigs Straßen wurden daraufhin 
von September bis November zahlreiche 
den bewegten und den ruhenden Verkehr 
ordnende Maßnahmen umgesetzt. Es ist 
eine Einbahnstraßenregelung eingeführt 
worden (die vielleicht noch einmal geän-
dert wird, da sie sich schwer erschließen 
lässt). Die Straßenecken wurden abmar-
kiert, es wurden an den Gehwegauf-
gängen die ersten Fahrradanlehnbügel 
eingebaut. 
Die Parkplätze an der Rochlitzstraße sind 
nun alle vermietet. Es gibt eine Warte-
liste.
Und seitdem dies passiert ist, wurde die 
Spaltung der Erwartungen an das Nicht-
handeln oder das Handeln der Verwal-
tung oder einfach der Haltungen zum 
jetzt gewählten und umgesetzten Verfah-
ren wieder offenkundig. Wie auch immer 
man sich äußert, es scheint so zu sein, 

dass man entweder der einen Seite oder 
der anderen zugerechnet wird. Durch die 
Presse wurde insbesondere diese kurio-
se Frontenbildung genüsslich abgebildet. 
Doch das bringt niemanden voran, im 
Gegenteil, es erschwert die Gesprächsbe-
reitschaft. 

Die Bürgerinitiative „Parken in Schleu-
ßig“ hat die Verwaltung aufgefordert, mit 
ihren Plänen und den Fakten vor Ort zu 
kommen und sich dem Gesprächsbedarf 
zu stellen. Es wird sich dabei nicht um ein 
tatsächliches Beteiligungsangebot han-
deln können, da diese Möglichkeiten im 
Vorfeld bestanden haben und das Verfah-
ren inzwischen seitens der Verwaltung 
weitestgehend abgeschlossen ist. Letzt-
lich, meine ich, geht es jetzt faktisch um 
das Umsetzen von Gesetzen, und es geht 
um die Richtigstellung von Erwartungen, 
die zu lange wild wachsen konnten. Fal-
sches wird nicht richtiger, wenn ich dar-

über streite, selbst wenn es mir wie mein 
Recht vorkommt. Aber: Dennoch geht es 
auch um die Erwartung, dass die Verwal-
tung einen Schritt auf die Betroffenen 
zugeht und die Entscheidungsgründe auf-
zeigt. 

Ich wünsche mir sehr, dass, wie sei-
tens der Verwaltung versichert wird, die 
Lösungen des derzeitigen Parkplatzpro-
blems durch das Zusammenspiel verschie-
dener Maßnahmen zustande kommen. Es 
werden noch einige Parkplätze entstehen, 
aber nicht genug für alle, und sie werden 
wohl nicht mehr kostenlos sein können. 
Dazu braucht es u. a. auch Investoren. Es 

Die StVO ist nicht verhandelbar!  
von Cordula Rosch

entsteht derzeit ein Parkhaus in der Non-
nenstraße und es könnte zukünftig eine 
Quartiersgarage in der Rochlitzstraße ent-
stehen. Andernfalls werden Autobesit-
zende ggf. weitere Wege zu Fuß in Kauf 
nehmen müssen oder alternativ wegen 
Falschparkens einen Strafzettel bekom-
men. Zudem lohnt es sich, die Angebote 
des ÖPNV – Schleußig ist gut angebun-
den – und von Carsharing anzuschauen. 
Hier besteht auch die Möglichkeit, kurz-
fristig auf eine erhöhte Nachfrage zu re-
agieren. Und wenn die Könneritzstraße 
2016/2017 endlich saniert ist, wird das 
Radfahren dort nicht mehr lebensgefähr-
lich sein. Zudem wird gerade geprüft, 
ob es noch eine weitere Haltestelle für 
Bus oder Bahn auf der „Kö“ geben wird, 
um das Angebot passender zu gestalten. 
Diese Maßnahmen sind ein Prozess, der 
während der Umsetzung kritisch auf sei-
ne Wirkung begleitet werden sollte. Ich 
traue den Schleußigerinnen und Schleu-
ßigern gleichzeitig zu, dass sie ihren Teil 
zur Lösung beitragen werden. Im Rahmen 
des Wettbewerbs zum Stadtentwicklungs-
plan sind noch andere, spannende und 

solidarische Lösungsansätze sichtbar ge-
worden, diese verdienen durchaus noch 
Augenmerk. 

Und das muss auch gesagt werden: Die 
Maßnahmen, um die der Konflikt in 
Schleußig kreist, sind ein Pilotprojekt und 
nur der Anfang einer Diskussion um ein 
Konzept, welches für die gesamte Stadt zu 
führen sein wird und dann auch Stück für 
Stück umgesetzt werden muss. Denn das 
Problem macht sich inzwischen überall 
breit. Keinesfalls darf wieder so viel Zeit 
vergehen, bis die Stadt handelt und allen 
Verkehrsteilnehmenden in Leipzig etwas 
mehr Disziplin abverlangt. 

In Leipzig leben im Durchschnitt 1.750 Einwohner  
auf einem km2 – in Schleußig sind es 6.028 Einwohner 

auf gleichem Raum. Die statistischen Werte  
beziehen allerdings auch den Teil Schleußig entlang der 

Pistorisstraße hinter dem Schleußiger Weg ein.  
Da das Durchschnittsalter sehr niedrig ist (35,2 Jahre in 
Schleußig gegenüber 43,8 Jahren im Stadtdurchschnitt), 
könnte man meinen, man bräuchte wegen der Kinder 

besonders viele Pkw. Nein, der Pkw-Bestand  
liegt um 30 Pkw pro 1000 Einwohner  

niedriger als im Stadtdurchschnitt.  
Dafür hat man in Schleußig auch mehr Fahrräder. 
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Veranstalter, der „rein karitativ“ 18 Bier-
börsen in Deutschland organisiert, setzte 
Himmel, Erde und den Wirtschaftsaus-
schuss in Bewegung, um von der Stadt 
Leipzig die Konditionen von 2011 einge-
froren zu bekommen. Da war die Welt 

nämlich noch in Ordnung, hat-
ten doch bierselige Beamtinnen 
und Beamte anscheinend jahre-
lang gemessen an der Platzfläche 
zu geringe Gebühren vom Veran-
stalter gefordert. 

Inzwischen ist die Sondernut-
zungssatzung der Stadt Leipzig in 
Kraft getreten. Und inzwischen 
ist der Veranstalter umgezogen 
auf die Alte Messe und findet 
wohl dort auch ganz passable Be-
dingungen vor. Doch in der Rats-

versammlung am 21. November dieses 
Jahres stand Folgendes zum Beschluss: 
„Der Oberbürgermeister wird aufgefor-
dert, bis zum Ende des 1. Quartals 2014 
dem Stadtrat einen Lösungsvorschlag 
vorzulegen mit dem Ziel, marktähnliche 
Veranstaltungen außerhalb des Innen-
stadtbereiches zu betriebswirtschaftlich 
sinnvollen Gesamtgebühren, welche sich 
an der Gebührenhöhe des Jahres 2011 
orientieren, zu ermöglichen.“ Weil die 
Sondernutzungssatzung mit den erhöh-
ten Gebühren „den Bestand der Veran-
staltungen wie Bierbörse, Töpfermarkt, 
Marktschreiertage gefährdet“, haben sich 
in breiter parteiübergreifender Einigkeit 
Mitglieder des Wirtschaftsausschusses 
zusammengetan.

Diese Sonder-Sondernutzungs-Satzung 
wird die Händler und Kneipen auf der 
Karli oder in der Innenstadt auf den Plan 
rufen, ebenso die Veranstalter anderer 
vergleichbarer Veranstaltungen in Leip-
zig. Sicher werden die vereinigten Frak-
tionäre von SPD, CDU, FDP, Linke und 
Bürgerfraktion viel Freude bei ihrer Ver-
mittlungsrunde in den „Ausschluss-Zo-
nen“ haben, wo sie denen dann erklären, 
wieso betriebswirtschaftlich sinnvoll ist, 
was sich am Jahr 2011 orientiert.

Wir Grünen werden uns zwischenzeitlich 
mit Nebensachen wie Haushaltslöchern, 
Wirtschaftsplänen oder Kita-Bauten be-
schäftigen oder überlegen, wie wir den 
Leipziger Vereinen Kürzungen erklären. 
Man gönnt sich ja sonst nichts.

Leipzig boomt. Neben den dauerhaften 
Institutionen Alte Handelsbörse und 
der EEX-Strombörse ist in Leipzig ein-
mal im Jahr auch Bierbörse angesagt 
– 2014 zum 16. Mal. Man kann getrost 
von einer Tradition reden.

Die Website erklärt uns, worum es geht: 
„Vereinfacht gesagt, ist die Bierbörse eine 
der Braukunst aus aller Welt gewidmete 
Außenveranstaltung, deren Grundausstat-
tung zu zwei Dritteln aus Bierausschank-
geschäften und zu einem Drittel aus 
Imbissgeschäften besteht. Ergänzt wird 
diese Infrastruktur durch eine Reihe von 
weiteren Angeboten, die im Folgenden 
dargestellt werden, denn eine Bierbörse 
unterscheidet sich von anderen Außen-
veranstaltungen ganz erheblich und ist 
mit anderen Stadtfesten nicht zu verglei-
chen. Eine wesentliche Voraussetzung 
für jede Bierbörse ist die Gewährleistung 
eines hohen Veranstaltungsniveaus, da-
mit auch bei Tausenden von Besuchern 
der Veranstaltungscharakter geprägt wird 
durch friedlichen und gemütlichen Bier-
genuss.“ 

Die sachsenweit einzige und deswegen 
auch größte Bierbörse zieht Liebhaber 
und Liebhaberinnen des deutschen Kul-
turgutes Bier an wie ein Stück Eiersche-
cke im Sommer die Wespen – und reiht 
sich damit ein in deutsche Bierbörsen 
zwischen Bonn und Viersen. Übrigens, 
weil das Bier nach dem deutschen Rein-
heitsgebot eben so rein ist, konnte es 
auch das Völkerschlachtdenkmal nicht 
entehren, wie z. B. die alljährlichen Ba-
dewannenrennen. Denn vor diesem fand 
die Börse bis 2011 statt. So weit, so gut. 
Jedem Tierchen sein Bierchen. 

Doch Geld verdienen lässt sich mit einer 
Bierbörse anscheinend nicht. Denn der 

Börsenstadt Leipzig –
jedem Tierchen sein Bierchen
von Heike König Eine Petition zur Verlängerung der 

Streckenbegrenzung Tempo 30 vor 
der Grundschule Gundorf bis zum 
Hort-/Kita-Parkplatz Gundorfer Son-
nenkinder wurde einstimmig beschlos-
sen. 
Vor diesem Hintergrund haben die 
Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen 
und SPD den gemeinsamen Antrag 
„Tempo 30 vor allen Schulen, Kitas 
und Horten“ gestellt. 
Wir wollen, dass die Verwaltung bis 
Ende 2014, da wo es rechtlich möglich 
ist, die „Tempo-30“-Regelung an Schu-
len, Kitas und Horten einführt. Dazu 
sind Einzelfallprüfungen durchzufüh-
ren. Bis Ende 2014 soll dem Stadtrat 
ein Umsetzungsbericht vorgelegt wer-
den. Unser Begehren gründet auf ei-
ner im Dezember 2012 ergangenen 
Entscheidung des Verwaltungsgerichts 
Ansbach für die Stadt Nürnberg.

Mit Beschluss vom Januar 2013 wurde 
die Ablösung des bestehenden elek-
tronischen Ratsinformationssystems 
(eRIS) beschlossen, sodass nunmehr die 
Neubeschaffung einer am Markt ver-
fügbaren Softwarelösung ansteht. Wir 
begrüßen das, denn mit der Weiter-
entwicklung der elektronischen Stadt-
ratsarbeit kann viel Papier eingespart 
werden. Nun erfolgt die Beschaffung 
der entsprechenden Software für die 
„elektronische Stadtratsarbeit“ durch 
die Lecos GmbH per Ausschreibung. 
Die Kosten für die Einführung und den 
Betrieb des Systems betragen laut Ver-
waltung 45.000 € jährlich.

Das Verfahren, mit dem geregelt wer-
den soll, wie das Loch im Burgplatz zu 
verfüllen ist, soll fortgeführt werden:
Nach der im letzten Jahr beschlosse-
nen Aufstellung des Bebauungsplanes  
wurde der OBM mit Beschluss des 
Stadtrates beauftragt, bei der Planung 
des Haushaltes zu berücksichtigen, 
dass die zu erwartenden Grunder-
werbskosten (derzet geschätzt auf 
3.550.000 €) gesichert sind, wenn der 
Bebauungsplanes in Kraft tritt. Nach 
dessen Inkrafttreten soll den zuständi-
gen Gremien ein gesonderter Bau- und 
Finanzierungsbeschluss für die Platz-
fläche vorgelegt werden. Dabei sind 
alle anfallenden Folgekosten rechtzei-
tig in die Planung der jeweiligen Haus-
haltsjahre aufzunehmen.

Neues aus dem Stadtrat



haltsdebatte mit beschließen möchte, wie 
eine Konzentration bisher dezentraler Ju-
gendberatungsstellen, wirken zeitlich un-
realistisch und somit angebotsgefährdend. 

Und nicht zuletzt vermissen wir den ganz-
heitlichen Blick der Verwaltung auf Pro-
jekte und die Trägerlandschaft. Fachlich 
kann das Risiko, einzelne erfahrene Häu-
ser und gute Projektstrukturen für die Ju-
gendhilfe zu verlieren, nicht befürwortet 
werden. Dies ist aber der Fall, wenn Kür-
zungen z. B. mehrere Projekte in einem 
Haus wie dem Soziokulturellen Zentrum 
„Die VILLA“ betreffen. Da der Träger zu-
gleich auch ein Klageführer für eine nach-
vollziehbarere Mittelzuteilung war, hat 
dies nebenbei wohl auch ein Geschmäck-
le. Die kurzfristig vorgelegte Begründung 
auf der neuen Punktegrundlage ist nicht 
nachvollziehbar.

Noch beraten wir im zuständigen Un-
terausschuss die Förderliste für den Ju-
gendhilfeausschuss. Eine Einigung noch 
bis Jahresende ist wichtig, aber noch un-

gewiss und hängt auch an einer Stadt-
ratszustimmung für zusätzliche Mittel. 
Mögliche Kompromisse sollten nicht zu-
lasten notwendiger Jugendhilfeleistungen 
gehen. Bereits im September haben wir 
die Wohlfahrtsverbände und Freien Träger 
gebeten, ihre Jugendhilfeleistungen zu do-
kumentieren und die Auswirkungen von 
Einschnitten zu verdeutlichen. Ihre Brie-
fe und Stellungnahmen zeigen, wie wich-
tig diese Arbeit für unsere Stadt ist und 
welch unverantwortliche Auswirkungen 
Leistungskürzungen haben.

Jugendhilfeprojekte benötigen  
unsere Unterstützung!
von Annette Körner

toren im betreffenden Planungsraum ein, 
sondern auch fachliche Einschätzungen 
zum Projekt oder Träger. An und für sich 
ist dies eine Systematik, die zukünftig zu 
einer objektiveren Einschätzung führen 
könnte. 

Personal- und Betriebskostensteigerungen 
sollen bei einer Mehrheit von Trägern 
nun vergütet werden. Dies wird aber zum 
Problem, da dadurch an anderer Stelle 
Kürzungen vorgeschlagen werden – und 
dies bei bisher befürworteten Projekten. 
Zudem wird uns ad hoc ein Fördersys-
tem vorgelegt, in dem Angebote der Frei-
en Träger neu „bepunktet“ werden, ohne 
dass dies zuvor beraten wurde. Die Träger 
konnten sich auch noch nicht strukturell 
auf die neu gebildeten sieben Planungs-
räume ausrichten. Jugendliche kommen 
z. B. stadtweit in bestimmte offene Treffs, 

obwohl diese nun nur dem Planungsraum 
zugeordnet werden und damit mit ande-
ren theoretisch konkurrieren. 

Da nach Prioritätensetzung bisher ganze 
Leistungsgruppen jährlich verstärkt wur-
den, z.  B. berufsfördernde Projekte und 
Familienbildung, führt dies im Gegenzug 
auch zu weiteren Kürzungsvorschlägen 
bei offenen Treffs und neu sogar bei Me-
dienprojekten mit und für Kinder und Ju-
gendliche. Strukturänderungen, die die 
Verwaltung zudem inmitten der Haus-

An Jugendhilfe soll nicht gespart wer-
den, deshalb übernahm der Jugendhilfe-
ausschuss den Antrag der Freien Träger, 
die Zuschüsse entsprechend gestiegener 
Tarif- und Betriebskosten zu erhöhen, 
statt zu reduzieren. 

Mit dem im September vorgelegten un-
ausgeglichenen Haushaltsplan für 2014 
hatte die Verwaltung vorgeschlagen, im 
pflichtigen Bereich der Kinder- und Ju-
gendarbeit trotz steigender Kinderzahlen 
die Fördersumme um 10 % und damit na-
hezu eine Million € zu kürzen. Dies war 
unausgewogenen und nicht zu verant-
worten, zumal ein Teil davon auch aus 
Landesmitteln gespeist ist. Neben uns 
formulierten die Freien Träger deutlich 
ihr Unverständnis: Der geplante Konsoli-
dierungsbeitrag des betreffenden Amtes 
(AfJFB) von 2,2 Mio. € sollte zu fast 50 % 
durch Einsparungen bei ihren Leistungen 
in der Jugendhilfe realisiert werden, ob-
wohl ihre Förderung nicht einmal 7 % des 
Gesamtetats des Amtes beträgt. Sie wie-
sen darauf hin, dass der Haushaltsplanent-
wurf den Grundsätzen der Subsidiarität 
in unserem Land widerspricht sowie dem 
erst 2012 beschlossenen Fachplan Kinder- 
und Jugendförderung nicht gerecht wird. 

Der Protest führte dazu, dass die Stadt-
spitze Anfang November erklärte, die 
Streichung zurückzunehmen. Neben der 
Erleichterung wiesen wir auf die wei-
terhin fehlenden Mittel durch tariflich 
gebundene Personalaufwendungen und 
Betriebskostensteigerungen hin. Nun be-
finden wir uns in intensiver Beratung zu 
jedem einzelnen Antrag. Die Verwaltung 
hat versucht, unter Betrachtung der aktu-
ellen Rechtsprechung aufgrund erfolgrei-
cher Klagen Freier Träger in Leipzig ihre 
Zuschussvorschläge nach einem neuen 
Berechnungssystem vorzulegen. In die-
ses flossen nicht nur demografische Fak-



und nachts 49 dB (A) vor, die Leipziger 
Stadtverwaltung dagegen orientiert sich 
an 70 db (A) am Tag und 60 db (A) in der 
Nacht. Trotz dieser von der Stadt veran-
schlagten sehr hohen Grenzwerte finden 
sich in Leipzig immerhin 170 Straßen-
abschnitte, in denen die Lärmpegel die 
kalkulierten Grenzwerte überschreiten. 
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handelt sich bei den vom Gesetzgeber an-
gegebenen Werten immer nur um Richt-
werte. Der Gesetzgeber gibt im Fall z. B. 
eines reinen Wohngebiets tags 59 dB (A) 

Unter Leipziger Stadträten kam die Dis-
kussion auf, Leipzigs ersten »Lärmak-
tionsplan« dem Stadtrat nicht nur als 
Informationsvorlage »zur Kenntnis« zu 
geben, sondern ihn durch den Stadtrat 
gar »beschließen« zu lassen. Sicher, ein 
netter Versuch, dem Ganzen zusätzlich 
Gewicht und Verbindlichkeit zu verlei-
hen. 

Das Problem nur ist: Jede Beschlussfas-
sung basiert auf einer banalen Voraus-
setzung, nämlich darauf, dass überhaupt 
etwas vorliegt, das auch tatsächlich zu be-
schließen ist. Führt der besagte Plan kon-
krete Lärmschutzmaßnahmen auf? Sagt er 
etwas darüber aus, was an welchem Ort 
zu welchen Kosten für so und so viele Be-
troffene geschehen kann/soll? Nein, dar-
über steht so gut wie nichts geschrieben. 

Der Leipziger Lärmaktionsplan heißt 
zwar »Plan«, nur leider bedeutet das noch 
lange nicht, dass der sogenannte Plan 
auch tatsächlich einen Plan hat.
Nach Beschluss der Umgebungslärmricht-
linie der Europäischen Union sind die 
Kommunen seit 2005 verpflichtet, un-
ter breiter Beteiligung der Öffentlichkeit 
Strategien zu entwickeln, die den Ver-
kehrslärm in Ballungsräumen reduzieren. 
Bereits 2007 hätte die Stadt Leipzig den 
Lärm in der Stadt kartieren müssen, 2008 
wäre dann der Lärmaktionsplan fällig 
bzw. an die Bundesbehörden zu übermit-
teln gewesen. Erste Lärmkartierungen, 
die jedoch nur das zentrale Stadtgebiet 
umfassten, legte die Verwaltung 2009 
vor. Mittlerweile aber liegt eine aktuelle 
Lärmkartierung vor, die mit Werten von 
2012 das gesamte Stadtgebiet und erst-
mals auch den Fluglärm abbildet. Nur, der 
Lärmaktionsplan (LAP), der dem Stadtrat 
aktuell vorliegt, verhandelt noch auf der 
Basis der Lärmkarten von 2009 – was 
u.  a. zur Folge hat, dass z. B. der Flug-
lärm zwar kartiert ist, aber deswegen ist 
er noch lange nicht Gegenstand des LAP 
von 2013.

Um eine Bewertung des LAP vorzuneh-
men, kommt man nicht umhin, sich fol-
gende Zusammenhänge und Parameter 
vor Augen zu führen: Gesetzlich festge-
legte bundesweite Grenzwerte, die die 
Kommunen zu konkreten Lärmschutz-
maßnahmen zwingen, existieren nicht. Es 

Ein kastrierter Plan – über Lärm-
aktionsplan und Lärmkartierung
von Bert Sander (WVL)
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Abbildung 1: Schallintensität und ausgewählte Geräuschbeispiele (SMUL, 2009) 

Für eine bessere Zuordnung der Geräuschart zur eigentlichen Lautstärke sieheTabelle 
Tabelle: Lautstärke und die zugehörige Geräuschempfindung einiger typischer Geräuscharten (BMU, 2008)

Geräuschart Lautstärke Geräuschempfinden 
Ticken einer leisen Uhr, feiner 
Landregen, Flüstern 30 dB (A) sehr leise 
nahes Flüstern, ruhige 
Wohnstraße 40 dB(A) ziemlich leise 

Unterhaltungssprache 50 dB (A) normal 

I 
30 – 65 dB (A) 
Psychische Reaktion 

Unterhaltungssprache in 1 m 
Abstand, Bürolärm 60 dB (A) normal bis laut 
laute Unterhaltung, Rufen, 
Pkw in 10 m Abstand 70 dB (A) laut bis sehr laut II 

65 bis 90 dB (A) 
Physiologische Reakti-
on 

Straßenlärm bei starkem 
Verkehr 80 dB (A) sehr laut 
laute Fabrikhalle 90 dB (A) sehr laut 
Autohupen in 7 m Abstand 100 dB (A) sehr laut bis unerträglich
Kesselschmiede 110 dB (A) sehr laut bis unerträglich
Flugzeugtriebwerk 120 dB (A) unerträglich bis 

schmerzhaft 

III 
90 – 120 dB (A) 
Gehörschäden, Ohren-
schmerzen 

 ellewhcszremhcS )A( Bd 031 

Aus Meinungsumfragen ergibt sich, dass der Kfz-Verkehrslärm der größte Störfaktor ist. 
Nach Untersuchungen des Umweltbundesamtes fühlen sich knapp 60 % der Bürger vor    
allem durch Kfz-Verkehrslärm belästigt, wiederum 12 % davon fühlen sich stark                 
beeinträchtigt (UBA, 2008).  

Lärmstufe 

Schallintensität und ausgewählte Geräuschbeispiele (SMUL, 2009)
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Jedoch werden im vorliegenden LAP von 
diesen 170 wiederum lediglich 17 mit So-
fortmaßnahmen bedacht. Was aber dann 
immer noch nicht bedeutet, dass etwa 
konkrete Maßnahmen wie z. B. »Tempo 
30« festgeschrieben werden. Allein eine 
»Prüfung von straßenverkehrsrechtlichen 
Maßnahmen« wird avisiert.

Darüber hinaus: Die Daten, die in der Kar-
tierung Eingang finden, sind keine gemes-
senen, sondern immer nur berechnete, 
anders gesagt, die in Anschlag gebrachten 
Werte sind allein Mittelwerte, also Werte, 
die etwaige Lärmspitzen »abschneiden«, 
»wegglätten«, über einen bestimmten 
Zeitraum hinweg eben »verrechnen«. 

Ein weiteres substanzielles Manko der 
Lärmberechnung ist, dass die Grenzwer-
te immer nur für eine einzelne Lärm-
quelle gelten, heißt, eine Summation von 
Straßen-, Bahn- und Fluglärm, also eine 
sogenannte Kumulation verschiedener 
Geräuscharten, wird nicht vorgenommen. 
Auch auf diese Weise entfernt sich der 
LAP immer weiter von der Realität.

Der rund 100-seitige LAP führt reihenwei-
se Maßnahmen auf, die man veranlassen 
könnte, so denn der politische Wille dazu 
aufgebracht werden würde: Die vielver-
sprechenden Schritte reichen vom Aus-
bau des ÖPNV, des Rad- und Fußverkehrs 
bis zu Jobtickets, E-Mobilität, grünen 
Gleisen für die Straßenbahn etc. Im ak-
tuellen LAP besitzen diese Maßnahmen 
allerdings die Qualität von bloßen Ver-
heißungen.

Abschließend noch ein Wort zur Öf-
fentlichkeitsbeteiligung: Der von der 
Verwaltung initiierte sogenannte mode-
rierte Onlinedialog hat bezüglich des Be-
teiligungsprozesses durchaus Hoffnung 
geweckt. Laut Verwaltung flossen zahl-
reiche Vorschläge vonseiten der Bürger in 
den LAP ein. Die leider meist stereotypen 
Stellungnahmen der Stadtverwaltung ha-
ben folgenden Wortlaut: »Ihre Vorschläge 
[...] werden geprüft und ggf. berücksich-
tigt.« – na dann, wir werden noch von-
einander hören! Eine Stellungnahme ist 
mir besonders aufgefallen: »Gemäß Kapi-
tel 4.5 (Seite 18) des Planentwurfs ist der 
Fluglärm nicht Bestandteil des aktuellen 
Lärmaktionsplans.« – im Zusammenhang 
mit der gegenwärtigen sogenannten Ban-
kenkrise hieß und heißt es gerne: »Too 
big to fail« (zu groß, um Pleite zu gehen). 
Wird es im Zuge der Fortentwicklung des 
Leipziger LAP etwa heißen, der Fluglärm 
ist zu laut, um reguliert zu werden?

In der Oktobersitzung des Stadtrates 
fand die sicherheitspolitische Stunde auf 
Betreiben der CDU statt. Das ist Anlass 
genug, dieses Politikfeld nicht nur in der 
Ratsversammlung ein wenig näher zu 
beleuchten. 

Was der oder die Einzelne unter Sicherheit 
versteht, ist von Mensch zu Mensch ver-
schieden. Vor Gericht verhandelte Geset-
zesverstöße und Kriminalitätsstatistiken 
sind da nur eine Facette und sie sind in 
ihrer individuellen Betrachtung eher Be-
standteil der westlichen Welt. Global ge-
sehen machen sich Sicherheitsfragen vor 
allem am sicheren Zugang zu Trinkwasser 
und Nahrung fest. Wenn ich kein Dach 
über dem Kopf habe und nicht weiß, wie 

ich am nächsten Tag mein Kind ernäh-
re oder an frisches Trinkwasser komme, 
rücken persönliche Sicherheitsempfin-
dungen, so wie wir sie kennen, in den 
Hintergrund – zumal in vielen Teilen der 
Welt schlicht kein Staatswesen vorhanden 
ist, welches in der Lage wäre, ordnungs-
politisch – nach unseren Vorstellungen 
– zu handeln. Nicht ohne Grund bildet 
die Bundesrepublik weltweit im Rahmen 
von UN-Missionen Polizisten und Polizis-
tinnen aus. Darüber hinaus gibt es welt-
weit genügend Krisenherde, aus denen die 
Menschen aus Angst um ihr Überleben 
flüchten. Dies sollte uns bei aller berech-
tigten Diskussion über die Sicherheit in 

Sicherheitspolitik – mehr als  
nur Kriminalitätsstatistiken
von Norman Volger

Leipzig immer im Hinterkopf bleiben und 
nicht vergessen werden. 

Aber auch in Leipzig ist die Frage, was 
der oder die Einzelne unter individueller 
Sicherheit versteht, sehr unterschiedlich. 
Ich persönlich möchte mich dabei weniger 
auf die Kriminalität konzentrieren. Aber 
so viel sei gesagt: Ja, Leipzig hat ein Kri-
minalitätsproblem. Genau wie jede andere 
deutsche Großstadt auch. Das ist normal 
und wird sich auch nicht ändern lassen. 
Die Frage, ob das Problem nun größer oder 
kleiner als in anderen Städten ist, spielt 
eine untergeordnete Rolle. Die Statistiken 
spiegeln immer nur das Hellfeld und tref-
fen keine Aussage über das Dunkelfeld. 
Somit kann jede und jeder die Statistiken 

nach eigenem Gutdünken 
auslegen. 
Sicherheit und das per-
sönliche Sicherheitsemp-
finden machen sich aber 
neben der Kriminalität 
noch an vielen anderen 
Faktoren fest. Einer da-
von ist der Umgang der 
Menschen miteinander 
innerhalb der Stadtge-
sellschaft, insbesondere 
bezogen auf die Verkehrs-
situation.

Ich muss in Schleußig 
auf dem Fußweg Angst 
um mein Kind haben, ich 
kann als Radfahrer nicht 
auf Radwegen fahren, da 
diese zugeparkt sind, als 
Autofahrer muss ich im 
Dunkeln stets mit einem 

Radfahrer ohne Licht rechnen, der mir die 
Vorfahrt nimmt. Das gegenseitige Anpö-
beln, Schreien, Hupen, Ausbremsen von 
allen Verkehrsteilnehmenden gehört zum 
Alltag in Leipzig und darum kann nicht 
von einer befriedigenden Sicherheitsla-
ge im Verkehr die Rede sein. Nicht ohne 
Grund stellte unsere neue Baubürgermeis-
terin Dorothee Dubrau fest, dass sie noch 
nirgends so viel Aggressivität im Straßen-
verkehr erlebt hätte wie in Leipzig. 
Verwunderlich ist dies nicht, liest man 
doch täglich von „Fahrradrüpeln“, Fah-
rerflüchtigen nach Unfällen, „Wegela-
gerern“ vom Ordnungsamt, um nur 
ein paar Beispiele zu nennen.   
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Hier muss die Stadtgesellschaft  ins-
gesamt und jeder und jede Einzelne von 
uns, egal ob zu Fuß, mit dem Rad oder 
dem Auto unterwegs, in sich selbst gehen 
und abrüsten. 

§ 1 der StVO gebietet gegenseitige Rück-
sichtnahme. Wir müssen wieder Respekt 
voreinander entwickeln und Toleranz für 
die Bedürfnisse und vor allem das Si-
cherheitsbedürfnis der anderen Verkehrs-
teilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer 
aufbringen. Dabei sei auch an die Politik 
selbst und an die Medien appelliert. Gera-
de in Wahlkampfzeiten ist zu überlegen, 
ob durch die eigenen Verlautbarungen die 
Stadtgesellschaft zusammengeschweißt 
oder auseinander dividiert wird und wie 
viel Berichterstattung nötig und richtig 
ist, ohne eine negativ wirkende Skanda-
lisierung zu betreiben. Es trägt eben jeder 
und jede Verantwortung für die Sicher-
heitslage und das Sicherheitsempfinden 
in der Stadt. 

Der Stadtrat hatte auf Initiative unse-
rer Fraktion beschlossen, von der Ver-
waltung prüfen zu lassen, inwieweit 
im historischen Alten Rathaus Trauun-
gen, ähnlich denen im Gohliser Schlöss-
chen und Mendelssohnhaus, stattfinden 
können. Unter dem fadenscheinigen 
Argument, dass Trauungen im Alten 
Rathaus Einschränkungen im Muse-
umsbetrieb bedeuten würden – was sich 

am Beispiel anderer Orte längst als 
wenig stichhaltig nachweisen lässt – 
lehnt die Verwaltung dies ab. 
Der eigentliche Grund dafür dürfte wohl 
eher sein, dass der OBM oftmals sehr 
kurzfristig den repräsentativen Alten 
Festsaal als Empfangssaal für seine zahl-
reichen Gäste nutzen möchte. Aber 
dazu ist das letzte Wort noch nicht ge-
sprochen.

Das Naturkundemuseum muss das alles 
aber auch überleben. Als Archiv der Na-
tur und im Bewusstsein der Leipzigerin-
nen und Leipziger. Die Präparate müssen 
restauriert werden, ihr Bestand vollstän-
dig in EDV-Dokumentation erfasst wer-
den.

Begleitend dazu wollen wir eine Muse-
umspädagogik nach zeitgemäßer Konzep-
tion. Ihre Aufgabe ist es, die Faszination 
für unsere Umwelt zu wecken und das 
Bewusstsein für die Veränderung durch 
den Menschen zu schärfen. Um die gro-
ße Aufgabe zu erfüllen, halten wir die 
Besetzung der stellvertretenden Direkto-
rin, gewissermaßen als Personal Trainer, 
für nötig.
Wenn der Stadtrat die nötige Kostenüber-
nahme bewilligt, ist eine Rehabilitation 
bis 2017 realistisch.

Vor drei Jahren wurde seine Schließung 
angekündigt. Das hat wach gemacht. 
Was folgte, war die Ermüdung. Hier 
zwickt es, da ist es beschwerlich. Die 
Diagnose ist bereits gestellt, der Master-
plan beschreibt die gefühlte Verstaubt-
heit treffend.

Als Ärztin in einer Rehabilitationskli-
nik empfehle ich nun: Ein multimodales 
Therapieprogramm. Das Ziel: ein rund-
um erneuertes Museum. Dafür muss die 
Standortfrage geklärt werden. In der The-
rapieeinheit Planung und Beratung müs-
sen Gutachten zur Standortsicherheit des 
Bowlingcenters erstellt werden, die Nut-
zungen räumlich geordnet, Vorschläge für 
fehlende Räume erarbeitet werden.
Parallel geht’s ins Finanzstudio: Die Bau-
kosten müssen passen, Finanzen geplant 
werden.

Fitness für das Naturkundemuseum
von Katharina Krefft

Der OBM wurde beauftragt, ab dem 
Jahr 2014 erstmalig eine (anonyme) 
Befragung der Leipziger Eltern zur 
Qualität des Leipziger Betreuungsange-
botes durchzuführen. Diese Erhebung 
ergänzt dann die Befragung von Müt-
tern und Vätern Neugeborener als Teil 
der kommunalen Bürgerumfrage. Die 
Stadt interessiert sich für das tatsäch-
lich genutzte Betreuungsangebot, das 
Interesse an einem Betreuungsangebot 
außerhalb der Regelöffnungszeiten und 
den damit verbundenen zeitlichen Rah-
men, die empfundene Qualität des ge-
wählten Betreuungsangebotes und die 
Gründe für eine Ablehnung des Betreu-
ungsangebotes. Die Befragung soll alle 
drei Jahre wiederholt und dem Stadtrat 
vorgelegt werden. 

Neues aus dem Stadtrat
Magazin Naturkundemuseum Lortzingstraße



Wohngegend. Die Autos werden größer, 
alles wird sauberer, ordentlicher, aber 
auch steriler. 

Neulich fragte mich mein Nachbar, ob ich 
den Kompost nicht wegmache könnte, 
er würde stinken (tut er nicht!) und sähe 
nicht schön aus. Er bot mir auch freundli-
cherweise ein hochmodernes Unkrautver-
nichtungsmittel an, extra mitgebracht aus 
den USA – „so was gibt es bei uns nicht!“, 
so könnte ich etwas gegen die Brennnes-
seln in der Ecke tun.
Wir legen unseren Rasen nicht mit der 
Wasserwaage an, haben kein Tor vor 
unserem Haus, wir wollen offen sein. 
Fremde Menschen suchen regelmäßig in 
unserem Garten ihre Hunde, wir kom-
men ins Gespräch, während der Hund un-
sere Bäume markiert. 

Ich beschwere mich nicht über drei Meter 
hohe Hecken der Nachbarn, freue mich 
aber über jedes „Hallo“ und „Wie gehtʼs?“, 
noch immer kennt und hilft man sich.
Auch wir passen uns an, leben mit Handy 
und Auto. Wir sind ganz normale Bürger 
wie unsere Nachbarn. Wir sind nur etwas 
anders. Ich frage mich, wie es den Men-
schen geht, die noch viel mehr „anders“ 
sind als wir? Wie ist es eigentlich, in ei-
nem fremden Land fremd zu sein?

Wir sind zufriedene Besitzer eines 
Hauses in Wiederitzsch. Irgendwann in 
den zwanziger Jahren des letzten Jahr-
hunderts hat man Felder parzelliert, 
die Gärten wurden nach der Revoluti-
on 1989 nach und nach zu Eigenheim-
grundstücken. Unser Grundstück war 

schon immer der Garten der Familie. 
Jenseits allen Ökodenkens hatten schon 
meine Eltern immer in der gleichen 
Ecke ihren Komposthaufen. Die Bäume 
sind alt und die Beete wurden nur sel-
ten verändert. 

Verändert hat sich dennoch viel. Nicht 
nur wir haben gebaut. Ringsum sind Ei-
genheime entstanden, die Straße wurde 
befestigt, Licht, Strom, Wasser kam – der 
normale Komfort der modernen Welt. Da-
mit zog auch die deutsche Ordnung im-
mer mehr ein. 

Noch mit dem Autobahnbau in der 1990er 
Jahren wurde die Böschung gerodet. Wil-
de Ecken, in denen ich noch als Kind ge-
spielt hatte, wurden erst mal beseitigt, um 
sie später im Zuge von Ausgleichsmaß-
nahmen wieder zu bepflanzen. Nach und 
nach verschwanden die Komposthaufen, 
die Nachbarn schaffen jetzt Blätter und 
Gras per Auto und Anhänger zur Annah-
mestelle. Gegen Bezahlung, denn der Gar-
ten soll doch sauber bleiben. 

Wichtig ist auch die Sicherheit. Obwohl es 
in unserer Gegend noch keine Einbrüche 
gab, werden Sicherheitsfirmen engagiert 
und Alarmanlagen installiert. Man spürt 
es: Hier entwickelt sich eine „bessere“ 

Störung  
der Ordnung
von Ansgar Maria König

Ja, der FDP geht’s schlecht! Im Bund ab-
gewatscht, im Land und in Leipzig droht 
ihr Gleiches. Aber Rettung naht! In „8 
Dinge, die die FDP jetzt braucht“ hat der 
Fraktionsgeschäftsführer der Stadtrats-
FDP Dorausch, zumeist ja nie um einen 
seiner meist überflüssigen Ratschläge 
verlegen, jetzt Heilsbotschaften parat. 
Seine Vorschläge zur Rettung der FDP, 
des Vaterlandes – ja mindestens des 
Weltfriedens – reichen von „Arsch hoch, 
Brust raus“ und „Entsorgung des Alten“ 
über FDP-Politiker „wollen die Men-
schen nicht mehr sehen“ (recht hat er ...) 
bis zu „nichts dem ,linken Mainstream 
überlassen‘“, auch wenn „der Orkan der 
Entrüstung mitten ins Gesicht stürmt“.
Unter der Überschrift „Vorfeld erwei-
tern!“ hat er sich die Grünen – sicher 
aufgrund ihres „grandiosen“ Bundes-
tagswahlergebnisses – als Anschauungs-
objekt auserkoren. 
Diese hätten „ein beträchtliches Vor-
feld“. Nicht „nur die Grüne Jugend und 

i rgendwe lche 
Betroffenen-In-
itiativen inner-
halb der Partei. 
NABU, BUND, in Leipzig der Ökolö-
we, Bürgerinitiativen und vieles mehr: 
Dort werden Menschen unter dem La-
bel einer unabhängigen überparteili-
chen Organisation häufig von grünen 
Funktionsträgern mit grüner Program-
matik bekannt gemacht und so Schritt 
für Schritt für die Partei geworben ... 
Solche Scheinveranstaltungen erwecken 
den Anschein, sich zu kümmern.“ 

Nun ist es also offenbar: Die Grü-
nen unterwandern die Gesellschaft! 
Und folgerichtig schließt er: „Grün-
den wir doch einfach ein paar Bür-
gerinitiativen FÜR unsere Anliegen.“ 
Bleibt nur zu hoffen, dass die Grünen 
nicht wieder schneller und besser  
sind ...           Euer Ratsreporter Rudi

Die FDP – oder die Rettung 
der Welt!

Unsere Stadt soll sauberer werden 
Grundsatzbeschluss zur Verbesserung 
der Stadtsauberkeit getroffen. Die Rats-
versammlung stimmte der Schaffung 
von 14 neuen Personalstellen im Eigen-
betrieb Stadtreinigung Leipzig zur Ver-
besserung der Stadtsauberkeit zu. Die 
Kosten dafür belaufen sich auf 537.497 € 
und werden ab 2014 in der Kalkulati-
on der Straßenreinigungsgebühr, die 
auf alle Leipzigerinnen und Leipziger 
zu 75 % umgelegt wird, berücksichtigt. 
Der städtische Anteil, der nicht bei den 
Gebührenzahlenden anfällt, beläuft sich 
auf 134.374 €. Insbesondere beim Win-
terdienst werden wir die Effekte hof-
fentlich erleben können.

Neues aus dem Stadtrat

Fitness für das Naturkundemuseum
von Katharina Krefft
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Hä? Hat man sich verlesen? Auch als 
langjähriger Berichterstatter aus dem 
Neuen Rathaus ist man manchmal ver-
blüfft … Neuerdings lädt die Stadtver-
waltung regelmäßig zum thematischen 
Infoabend ins Rathaus ein. 

Das Rathaus jetzt mit Kreißsaal? Nun 
gut, unser umtriebiger OBM ist ja ei-
nem originellen Öffentlichkeitstermin 
nie abgeneigt. Und schon sieht man 
ihn ganz in Weiß gekleidet in Akti-
on, Schweiß von den Stirnen wischen, 
Handtücher holen, Hände haltend, für-
sorgliche Worte murmelnd.
Und schöne Räume für eine Gebur-
tenstation werden sich ja wohl auch 
noch finden lassen. Wie wäre der Alte 
Ratsherrensaal? Dekorativ allemal und 

schnell vom 
Haupte ingang 
aus zugänglich 
(nur Wasser müsste gelegt werden).
Auch die Stadtkasse könnte profitieren 
– welchen Raum möchten Sie buchen: 
Turmzimmer mit Stadtblick und Plei-
ßenburg-Kasematten könnten ja extra 
kosten.

Nur bei der Herbeiführung der Schwan-
gerschaft könnten sich einige Schwie-
rigkeiten auftun. Da die Stadt nicht im 
Beherbergungssektor angemeldet ist, 
müsste hier ein entsprechendes Gewer-
be angemeldet werden ... 
Aber bitte immer schön sittsam!

Euer Ratsreporter Rudi

„Schwangerschaft und Geburt“ 
 im Neuen Rathaus

FROHE 
WEIHNACHTEN

Zeit für Gelassenheit,  
Mut zu Neuem,

Freude an dem was man hat,
Gesundheit für ein langes Leben
und viel Liebe zum Verschenken.
Dies und vieles mehr verbunden  

mit den besten Wünschen  
für ein frohes Weihnachtsfest  

und einen guten Start  
ins Neue Jahr  

wünschen Ihnen

Ihre StadträtInnen  
und MitarbeiterInnen der Stadtrats-

fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Die Stadt Leipzig beteiligt sich an der 
Richtlinie „Bildungschancen“ mit fünf 
kommunalen Kindertageseinrichtungen 
und 16 Kitas in Freier Trägerschaft. Für 
Einrichtungen, in denen besonders vie-
le Kinder von sozialer Benachteiligung 
betroffen sind, fördert der Freistaat über 
einen Zeitraum von zwei Jahren zusätz-
liche Stellen zu hundert Prozent. Die 
Fördersumme beträgt für die kommu-
nalen Kitas 396.800,00 €. Profitieren 
sollen Kitas in Volkmarsdorf, Grünau, 
Mockau, Lindenau, Paunsdorf, Schöne-
feld, Reudnitz, Möckern und Lößnig.

Der seit 1999 fortgeschriebene Land-
schaftsplan soll durch geeignete Veröf-
fentlichungen und den Internetauftritt 
der Stadt der Öffentlichkeit zugäng-
lich gemacht werden. Außerdem ist 
der Landschaftsplan kontinuierlich zu 
überprüfen und bei Bedarf weiter fort-
zuschreiben. Der Stadtrat hat außerdem 
beschlossen, dass unter Fortentwick-
lung des Zielkonzeptes Klima/Luft im 
Landschaftsplan eine gesamtstädtische 
Strategie zur Anpassung an den Kli-
mawandel zu erarbeiten ist. Auch sind 
die Erhebungen zum Landschaftsplan 
Grundlage zur Überwachung der erheb-
lichen Auswirkungen der Bauleitpla-
nung auf die Umwelt. 

Leipzig bekommt endlich den „Corpo-
rate Government Kodex“ – Richtli-
nie guter Unternehmensführung und 
Unternehmenssteuerung für städtische 
Beteiligungen. Da öffentliche Unterneh-
men der Bevölkerung in besonderem 
Maße verpflichtet sind, wird der Ruf 
nach einem sensiblen Umgang mit den 
knappen Mitteln, einer klaren Doku-
mentation ihrer Verwendung und nach 
mehr wirtschaftlicher Effizienz immer 
lauter. Doch ein Kodex bietet per se 
keinen Schutz gegen Missbrauch wirt-
schaftlicher Macht. Entscheidend ist 
und bleibt, dass die Einhaltung der 
Grundsätze von den Verantwortlichen 
und auch aktiv von den Mandatsträgern 
und der Verwaltungsspitze kontrolliert 
werden. 
Eigentlich sollte der Leipziger Corporate 
Governance Kodex schon im Dezember 
2012 beschlossen worden sein. Doch 
der Stadtrat stellte sich quer, da die Ver-
waltungsvorlage als unzureichend an-
gesehen wurde. Bei der Neuerarbeitung 
hat sich im besonderem Maße Malte 

Reupert hervor getan, der mit Stadträ-
tInnen anderer Fraktionen diese Fas-
sung erarbeitet hat. 

Wir regten im Rahmen der Haushalts-
beratungen 2013 an, ein „Programm 
Inklusion“ aufzulegen. Kinder mit und 
ohne Behinderungen sollen über eine 
Ausschreibung zu einem gemeinsamen 
Projekt aufgefordert werden. Ein Betrag 
von 20.000 Euro soll danach dem Ge-
winner für eine nachhaltige Umsetzung 
sinnlicher oder baulicher Barrierefrei-
heit zur Verfügung stehen. 
Der Stadtrat hat darauf basierend be-
schlossen, in Leipzig einen im zwei-
jährlichen Rhythmus auszutragenden 
Wettbewerb unter dem Motto „Teil-
habe am gesellschaftlichen Leben“ zu 
etablieren. Ziel des Wettbewerbs soll 
die Förderung der Beteiligung und Be-
gegnung von Menschen mit und ohne 
Behinderung sein. Das Preisgeld werde 
10.000 Euro betragen. Es soll die Wett-
bewerbskategorien Wohnen, Bildung, 
Kultur und Sport geben.  

2014 wird der Caroline-Neuber-Preis 
an die Regisseurin und künstlerische 
Leiterin des Theaters RambaZamba Ber-
lin, Gisela Höhne, verliehen. Er ist erst-
mals mit 10.000 Euro (bislang: 6.000 
Euro) Die Jury würdigte mit ihrer Ent-
scheidung Gisela Höhne als eine enga-
gierte Theaterfrau, „die seit mehr als 
zwanzig Jahren mit jeder Arbeit ihrer 

professionellen Truppe neues theatra-
lisches Terrain erobert und damit ein 
Publikum weit über Berlin und Deutsch-
land hinaus begeistert.“

Neues aus dem Stadtrat



Ratschlag  
kostenlos!
Möchten Sie den „RATSCHLAG” 

regelmäßig mit der Post  
zugeschickt bekommen?   
Dann schicken Sie den  
ausgefüllten Coupon an:

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
im Stadtrat Leipzig

Stadt Leipzig · 04092 Leipzig

oder senden Sie eine email an:
GrueneFraktion@Leipzig.de

VORNAME, NAME

STRASSE

ORT

PLZ

Impressum

Herausgeber:
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
im Stadtrat Leipzig
Neues Rathaus / Zimmer 103

Martin-Luther-Ring 4 - 6
04109 Leipzig

Tel: 123-2179 / Fax: 123-2175
E-Mail: GrueneFraktion@leipzig.de
www.gruene-fraktion-leipzig.de

Konto für „Ratschlag“:
Stadt- und Kreissparkasse Leipzig
BLZ 860 555 92
Konto-Nr. 1194900638

Redaktion:
Ingo Sasama (V.i.S.d.P.), Cordula Rosch,
Alrun Tauché

Fotos und Abbildungen: 
Fraktionsgeschäftsstelle, S. 8 Halle 5 e. V., 
S. 12 A. Gleiser

Druck:
Druckerei Wagner
Verlag und Werbung GmbH
Weststraße 60
09603 Großschirna OT Siebenlehn

Auflage: 1.600

War es Vision oder 

endlich Einsicht?: „Grün 

wird im Alltag als Farbe 

der Hoffnung angesehen 

und steht so für die Zu-

kunft der Stadt“ (Bürgermeister Bonew 

(CDU) – allerdings zum Logo für „1000 

Jahre Leipzig“)

___

Stadtrat Ansgar Maria König zu Stadtrat 

Heinrich (CDU) und seinem Vorurteil, 

Wohnmobilisten verdreckten angeblich 

die Stellplätze: „Schauen Sie sich die An-

gebote für Wohnmobile an – die lassen 

Ihren stattlichen BMW wie ein Catcar 

aussehen …“

___

Auf die Nachfrage von Stadtrat Schlegel 

bei unserem Antrag, was ein  

„ökologischer Kleingarten“ sei, antwor-

tete der OBM schlagfertig: „Ich dachte 

nach eineinhalb Jahren Beratungszeit 

des Antrages wüssten Sie das …“

___

Bert Sander (WVL) an den OBM ge-

wandt, mit Bezug auf dessen Unterstüt-

zung des uneingeschränkten nächtli-

chen Nachtflugverkehrs, welchen dieser 

„ohne Wenn und Aber“ unterstützt:. 

„Laut Duden bedeutet ,ohne Wenn und 

Aber‘ so viel wie ,ohne Bedenken‘. Sehr 

geehrter Herr Oberbürgermeister, wir 

sitzen hier aber nicht in der stadtbe-

kannten Gohliser Bier-Schenke ,Ohne 

Bedenken‘, sondern im Leipziger Stadt-

rat – und zwar zum Bedenken …“

___

Und auch so was müssen wir gelegent-

lich ertragen: „Auf unserer Nordhalbku-

gel scheint die Sonne auf der Nordseite 

recht selten!“ (Stadtrat Schlegel, Linke)

Rechtfertigung des OBM auf die  

Infragestellung der Sinnhaftigkeit eines 

neuen Verkehrskreisels, der wohl kaum 

benutzt würde: „Dann üben die  

Leipziger eben dort Kreisel fahren …“

___

Vielredner Herrmann-Kambach (Linke) 

erntete zu seiner Ankündigung, „eigent-

lich heute nichts sagen zu wollen“, um 

dann doch wieder lange Monologe zu 

halten, ein langgezogenes vielstimmiges 

Ohhhhhhhhhhhhhhhhhhhhhh.

___

Zwischenruf von Ingo Sasama zur 

Ankündigung der FDP, dass sie einen 

Änderungsantrag zu einem regulären 

Antrag, der in das Verfahren geht,  

machen will: „Das ist uns egal, wann 

wir den Antrag ablehnen!“

___

Handyklingeln während der Ratsver-

sammlung: Die vom OBM wegen der 

erkannten Melodie angefragte Heike 

König antwortet schlagfertig: „Nein, die 

Königin der Nacht bin ich nicht: Mein 

Mann ist der König der Nacht.“

___

Auf SPD-Stadträtin Böhms Bemerkung, 

dass die „Laubgebläse wohl eher als 

Spielzeug für Männer dienen“  

erwidert Bürgermeister Rosenthal:  

„Bei uns gibt es auch Frauen, die gerne 

damit arbeiten.“

___

In der Fragestunde sind nur Fragen 

erlaubt. Als Fraktionschef Volger sich 

wortreich über eine nicht ausreichend 

beantwortete Anfrage äußert und prompt 

einen entsprechenden Ordnungsruf 

einfängt, entgegnet er: „Meine Frage? Ich 

habe doch begonnen mit:  

,Ich frage mich ...‘“

Ratsspieß



Ansgar Maria König

Sänger
Jahrgang 1960
verheiratet
4 Kinder
4 Enkel

BA Kulturstätten, 
FA Wirtschaft und Arbeit, BA Jugend, Soziales, 
Gesundheit, Bewertungsausschuss AR LVB, 
AR LEVG + LEVG & Co. KG, Leipziger Stiftung 
InnoTec, Regionaler Planungsverband Westsachsen

Cordula Rosch

Referentin
Jahrgang 1968
verheiratet
3 Kinder

Stadtbezirksbeirat Südwest, Fachforum Wohnhilfen,
AG Recht auf Wohnen

Wolfram Leuze

Jurist i. R.
Jahrgang 1939
verheiratet
2 Kinder
2 Enkel

FA Kultur (Vorsitzender), Verwaltungsausschuss,  
Ältestenrat, FA Finanzen, BA Kulturstätten, AR LVV,
VV ZV Stadt- und Kreissparkasse, Kinder- und
Familienbeirat

Katharina Krefft
Fraktionsvorsitzende

Ärztin
Jahrgang 1978
verheiratet
4 Kinder

Verwaltungsausschuss, FA Jugend, Soziales,  
Gesundheit und Schule, AR BBVL, AR St. Georg, 
AR Städt. Altenpflegeheime, Gleichstellungsbeirat

Diana Ayeh

Studentin
Jahrgang 1988
verheiratet  

FA Umwelt/Ordnung, FA Jugend, Schule, 
Soziales und Gesundheit, BA Stadtreini-
gung (ohne Bestattungswesen), Zweckver-
band Abfallwirtschaft Westsachsen

Legende: FA = Fachausschuss / 	BA = Betriebsausschuss / AR = Aufsichtsrat / VV = Verbandsversammlung 

Heike König
stellvertretende
Fraktionsvorsitzende

Projektmanagerin
Jahrgang 1962
verheiratet
4 Kinder
4 Enkel

Grundstücksverkehrsausschuss, Rechnungs-
prüfungsausschuss, FA Stadtentwicklung 
und Bau, AR Stadtwerke, ZV Neue Harth,
AR Gewerbehof + Service GmbH, VV ZAW

Annette Körner
stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende

Betriebliche Um-
weltbeauftragte,
Geschäftsführerin  
Förderverein UiZ
Jahrgang 1962
3 Kinder

Jugendhilfeausschuss / + UA Finanzen, 
FA Wirtschaft und Arbeit, Vergabegremium VOB, 
Umlegungsausschuss, AR LWB, VV ZV Stadt- und 
Kreissparkasse, VV ZV Parthenaue, Migrantenbeirat

Bert Sander 
(WVL)

Freiberuflicher Lektor
Dozent
Jahrgang 1960
verheiratet
2 Kinder

Verwaltungsausschuss, FA Kultur, 
FA Allgemeine Verwaltung, FA Stadtentwicklung 
und Bau, AR Zoo, VV ZV Kulkwitzer See

Michael Schmidt

Fraktionsreferent
Jahrgang 1977
Lebensgemeinschaft 
2 Kinder

Jugendhilfeausschuss, FA Sport, BA Jugend, Soziales, 
Gesundheit, AR Sportbäder, AR LVB

Alrun Tauché

Fraktionsmitarbeiterin
Jahrgang 1967
verheiratet

Stadtbezirksbeirat Mitte

Norman Volger
Fraktionsvorsitzender

Geschäftsführer DAKS e. V.
Jahrgang 1978
verheiratet
2 Kinder

FA Umwelt/Ordnung, Grundstücksver-
kehrsausschuss, Vergabegremium VOL, 
AR KWL, AR BBVL, Tierschutzbeirat

Malte Reupert

Bio-Landwirt
Inhaber „Biomare“
Jahrgang 1970
Patchwork-Familie 
4 Kinder

FA Finanzen, Rechnungsprüfungsausschuss, 
AR PUUL, AR LVV

Ingo Sasama

Fraktionsgeschäftsführer
Jahrgang 1960
verheiratet
3 Kinder
1 Enkel

AR Stadtwerke, Petitionsausschuss (Vorsitzender), 
FA Sport, FA Allgemeine Verwaltung, AR LWB,  
AR LECOS
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